
VFür das Nachschlagewerk!
Für die Amtliche Sammlung !

Io Gesetz % .BGB §§ 276, 662, 6?5

Rechtssatzs Ras Maß der Sorgfalt, die eine Bank in den letz­
ten Wochen vor dem Zusammenbruch 1945 bei der Be­
handlung eines ihr zum.Einzug übergebenen Schecks 
aufzuwenden hatte, richtet sich nach den gegebe­
nen Umständeno Hatte sich an einem Platze eine 
bestimmte Übung der Bankinstitute bei der Behand­
lung bestimmter Arten von Schecks gebildet, weil 
diese damals sicherer erschien, so durfte die be­
auftragte Bank von dieser Übung auch dann nicht 
ohne besonderen Grund abweichen, wenn sie bis da­
hin einen anderen Weg ohne hervorgetretene Schwie­
rigkeiten gegangen war«

2o Gesetzs HGB § 355

Rechtssatzs Mit der Stillegung einer Berliner Bank im Jahre 
1945 endete das zwischen ihr und ihren Kunden 
bestehende Kontokorrentverhältnis und damit die 
Befugnis, weiterhin Zinseszinsen zu berechnen0

Aktenzeichens n  gR 345/55 
llrXc des BGH y0 6 a Dezember 1956

LG Berlin 
KG Berlin .
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für Recht erkannt! ■

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil 
des 20 Zivilsenats des Kammergerichts in Berlin vom 
11= März 1955 aufgehobene Die Sache wird zur ander- 
weiten Verhandlung und Entscheidung, auch über die 
Kosten der Revision, an das Berufungsgericht zurück­
verwies eim

Von Rechts wegen



Tatbestand s

Die Parteien standen bis April 1945 in laufender Ge­
schäftsverbindung » Der Beklagte unterhielt bei der Klägerin 
einer jetzt ruhenden Banks ein Konto,,

Die Klägerin begehrt mit der Klage die Zahlung des 
sich aus dem letzten Kontoauszug ergebenden Schuldsaldos 
in Höhe von 1Q»609596 DM. mit 6 fo Zinsen. seit II» Januar 1953 
Der Beklagte bestreitet den Saldo nicht, rechnet aber mit 
einer Schadensersatzforderung in gleicher Höhe auf, die er 
aus folgendem Vorgang herleit ett

Am 26. März 1945 übergab der Beklagte der Klägerin 
einen vom Rüstungskontor auf die Filiale WeflHHHto der 
Commerzbank gezogenen Scheck über 80.000 RM zur Einziehung, 
er wurde ihm an diesem Tage unter Vorbehalt des Eingangs 
gutgesehrieben» Die Klägerin gab diesen Scheck an die 
Deutsche Girozentrale in Berlin weiter, diese an die Mit­
teldeutsche Landesbank in Magdeburg» Infolge der Kriegser­
eignisse wurde der Scheck nicht mehr eingelöst, obwohl die 
Commerz bank in noch' bis zum 11» April 1945 Zah­
lungen geleistet hat» Die Parteien streiten um den Zeitpunk 
der Weitergabe des Sehecks durch die Klägerin; diese will 
ihn am 27» März weitergegeben haben,, der Beklagte behauptet 
die Weitergabe sei erst Anfang April geschehen,.

Im Jahre 1946 erhielt die Klägerin von der Deutschen 
Girozentrale eine Rüekbelastungsanzeige; sie belastete den 
Beklagten am 15 <= August 1947 ml l; dem Scheckbetrage»

Der Beklagte wirft der Klägerin Verletzung ihrer Sorg­
faltspflicht vor und meint, sie hätte den Scheck nicht an 
die Deutsche Girozentrale weiterreichen, sondern ihn der 
Zentrale der Commerzbank in BflHfe übergehen oder ihn un~
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mittelbar per Post an die Commerzbank in senden
müssen? die noch bis zum 11., April Zahlungen geleistet habe, 
Per Postverkehr sei zu dieser Zeit noch normal und ohne 
Störungen vor sieh gegangen, sodaß der Scheck noch mit 
Sicherheit zur Einlösung gelangt wäre.

Ein weiteres Verschulden sieht der Beklagte darin, daß 
die Klägerin es unterlassen habe? das Schicksal des Schecks 
durch Nachfragen zu verfolgen,. Bereits Ende März 1945 habe 
kein Zweifel mehr über den kommenden Zusammenbruch bestan­
den, sodaß die Verfahrensweise der Klägerin auf jeden Pall 
eine offensichtliche Fehlleitung darstelle. Die Klägerin 
hätte ihrer Sorgfaltspflicht nur genügen können, wenn sie 
sich des schnellsten Inkassoweges bedient hätte. Das Ein­
zugs- und Verrechnungsverfahren der Deutschen Girozentrale 
aber sei schon in normalen Zeiten besonders zeitraubend ge­
wesen, Ende März / Anfang April 1945 habe der Inkassoverkehr 
soweit er noch nicht feindbesetzte Gebiete betroffen habe, 
durchaus funktioniert<> Die B t f B W  Großbanken hätten sich 
unter Abweichung von dem normalen Geschäftsbrauch in den 
letzten Kriegswochen einer besonders sorgfältigen Auswahl 
des Inkassoweges, unter Umständen eines besonderen Kurier­
dienstes bediente

Die Klägerin bestreitet, von ihren bankmässigen 7er- 
pflichtungen schuldhaft abgewichen zu. sein.

Das Dandgerisht hat den Beklagten hach dem Klageantrag 
verurteilt^ das Berufungsgericht hat die Berufung des Be­
klagten zurüokgewiesen, Mit der Revision erstrebt er weiter 
die Abweisung der Klages die Klägerin beantragt die Zurück­
weisung der Revision,: ■
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Ent sehetd ungsgründe s

I., Io Durch die Entgegennahme dec auf eine andere Bank 
gezogenen Schecks übernahm die Klägerin gegenüber dem Be­
klagten die Verpflichtungen, die sieh aus dem Gesehäfisbe- 
sorgungsvertrage (§ 675 BGB) über dessen Einziehung ergaben„ 
Sie mußte den Scheck auf- dem schnellsten und sichersten 
Wege, der sich bot, der bezogenen Bank oder der für diese 
zuständigen Abrechnungsstelle (Art 31 ScheckG) vorlegen 
oder vorlegen lassen. Da unstreitig der Beklagte keinen be­
stimmten Weg für diese Vorlegung vorgeschrieben hatte, so 
konnte sie sich nach ihrem Ermessen eines Erfüllungsgehil­
fen dafür bedienen» Die nach § 278 BGB bestehende Haftung 
für dessen Verschulden war nach Absehn 9 Abs 1 Satz 2 
Halbs 2 AGB ausgeschlossen, sie haftet nur für sorgfältige 
Auswahl» Bas Maß der nach § 276 BGB dabei anzuwendenden 
Sorgfalt, bestimmt sich nach der Verkehrsübung, wie sie für 
die jeweils gegebenen Umstände besteht» Die hierbei gebote­
ne Prüfung beschränkt sich nicht auf die Zuverlässigkeit 
und Zahlungsfähigkeit der als Erfüllungsgehilfe ausgewähi- 
ten Bank» Es muß vielmehr auch geprüft werden, ob es im 
Einzelfa.il nach den Umständen zweckmäßig oder notwendig 
ist, statt einer an sich zuverlässigen Bank eine andere 
einzuschalten, wenn sich ein solcher Weg als sicherer und 
schneller anbietet» Unterläßt die Bank schuldhaft diese in 
erster Linie gebotene Prüfung, so handelt es sich nicht so 
sehr um ein Verschulden bei der Auswahl des Erfüllungsge­
hilfen, als um eine .schuldhafte Verletzung eigener Pflich­
ten»

2». Nach den tatsächlichen Peststellungen des Beru­
fungsgerichts (S 11) ist nicht bewiesen, daß die Klägerin 
den Scheck etwa verspätet weitergegeben hätte, der Scheck 
muß spätestens am 27. März bei der Deutschen Girozentrale 
Vorgelegen haben, nachdem er am Nachmittag des 26» März vom



Beklagten bei der Klägerin eingereiciit worden war. Wie das 
Berufungsgericht weiter feststellt (S 7) ? war die Deutsche 
Girozentrale die Spitzenbank der im Deutschen Sparkassen- 
und Giroverband zusammengeschlossenen öffentlichen oder 
dem öffentlichen Verkehr dienenden Sparkassen und Girozen­
tralen, Sie gewährleistete im allgemeinen eine schnelle Ab­
wicklung der Inkassotätigkeit,. Die direkte De irdo inwirk arg 
auf Berlin hat erst Mitte April 1945 begonnen. Das Beru­
fungsgericht führt dazu (S 8) auss "Die Eilbesetzung Deutsch­
lands durch die Feindmächte war in dem erfolgten Maße nicht 
voraussehbar. Zur Zeit der Scheekübergabe an die Klägerin 
stand eine Gefahr nicht unmittelbar bevor. Der Feind war 
noch so weit entfernt, daß sich die Annahme einer "extre­
men Ausnahmesituation"' nicht rechtfertigte. Die Verhältnisse 
wichen zwar in vielen Dingen von denen, normaler Zeiten ab 
- insbesondere infolge der Vielzahl der Bombenangriffe - 
jedoch nicht in einem solchen Umfange, der einer Bank die 
Verpflichtung auferlegt hätte,, besondere Maßnahmen zu er­
greifen," ’/ V/ : ■ :

Es bedarf keiner Entscheidung, ob dem Berufungsge­
richt gefolgt werden könnte, wenn es mit dieser Begründung 
die Klägerin schlechthin von jeder Verpflichtung zur Prü­
fung befreit hätte, ob nicht nach den Umständen gleichwohl 
ein anderer Weg zu gehen war,.

3, Der Beklagte beruft sich darauf» daß der ihm aus 
mit der Post zugeleitete Scheck für den Weg 

nur zwei Tage gebraucht hat. Er meint deshalb, daß eine 
unmittelbare Übersendung des Schecks von der Klägerin an 
die bezogene Bank durch die Post auch nicht länger gedauert 
hätte. Dabei berücksichtigt der Beklagte nicht, daß eine - 
Bank einen Scheck üblicherweise nur an eine solche Bank 
weitergibt, mit der sie im Kon uokorrentverkehr steht; die 
etwa durch die amtlichen oder privaten Abrechnungsstellen
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■bedingten Abänderungen berühren diese Übung, jedenfalls im 
Verkehr mit auswärtigen Plätzen nichto Da ein solcher Konto­
korrentverkehr nicht bestand, so hätte die unmittelbare 
Übersendung des Schecks eine erhebliche Abweichung von der . 
Übung bedeutet. Dadurch allein wurde die Klägerin noch 
nicht von der Verpflichtung befreit.* auch einen solchen 
ungewöhnlichen Weg auf seine Zweckmäßigkeit zu prüfen.
Das Berufungsgericht stellt nun fest* der Postverkehr sei 
schon Ende März sehr, unsicher und' unregelmäßig gewesen.
Auch aus dem, raschen Eingang des Briefes aus Wernigerode 
bei dem Beklagten zieht; es noch keinen. Schluß auf ein grund­
sätzlich ordnungsmäss'iges Funktionieren des Postverkehrs , 
Darin ist ein Rechtsirrtum des Berufungsgerichts nicht zu 
sehen.

Cf

Die Revision beanstandet in diesem Zusammenhang die 
Übergehung eines Beweisantritts des Beklagten* wonach der 
damalige Direktor des Rüstungskontors, Direktor Sch(PB-
TjtflBVm selbst noch am 10, April mit der Bahn nach

gefahren sei, der direkte Postverkehr noch 
schnell und reibungslos funktioniert und die bezogene 
Bankfiliale noch bis zum 11, April Zahlungen geleistet 
habe. Diese Zahlungen sind als solche unerheblich, aus 
der Möglichkeit eines Reisepersonenverkehrs können keine 
Schlüsse auf einen reibungslosen Verlauf des Postverkehrs
gesogen werden, hinsichtlich des PostverkehrS kann der Be­
weisantritt nur dahin verstanden werden, daß dem Zeugen 
nichts aufgefallen ist, was dagegen spräche. Dieser Be­
weisantritt ergibt aber nicht., daß die Klägerin schuldhaft 
gehandelt hätte, wenn sie statt des unmittelbaren Postver­
sandes den bei ihr üblichen Weg wählte, bei dem, wie das 
Berufungsgericht feststellt, kein Umweg eingeschaltet 
-wurde, sondern allenfalls eine gewisse Verzögerung durch 
Bearbeitung bei der Deutschen Sirozentrale in BflNP und



“bei der Mitteldeutschen Landes Dank in Liese Ver­
zögerung war besonders dann unerheblich, wenn die Behaup­
tung der Beklagten zutrifft, der Postverkehr sei noch bis 
zum 10o oder 11. April reibungslos verlaufen.:. G-erade dann 
kann ein Verschulden der Klägerin nicht darin liegen, daß 
sie das Gegenteil nicht am 27« März vorausgesehen hat«

4, Der* erkennende Senat hat in zwei Pallen ein Ver­
schulden der mit der Einziehung eines Schecks beauftragten 
Sparkasse (TJrt v 30. April 1952, BGHZ.6,.56 ff) oder Bank 
(Urt.'.v 24= April 1954, BGHZ 13, 127 ff) bejaht, weil diese 
einen Scheck auf dem sonst üblichen Weg weitergegeben hat­
ten, statt ihn der. an demselben Ort liegenden bezogenen 
Zahlstelle (BGHZ 6, 56 ff) oder der mit der endgültigen 
Einlösung beauftragten leichsbankstelle (BGHZ 13, 127 ff) 
vorzulegen«. In einem gleichzeitig mit dem vorliegenden Ur­
teil verkündeten Urteil vom 6. Dezember 1956 - II ZE 238,55 
hat der Senat der mit der -Einziehung eines Schecks in der 
streitigen Zeit beauftragten Bank das Eecht zugestanden, 
grundsätzlich den sonst von ihr benutzten Weg der Einzie­
hung, also ihr bisheriges Gjronetz, beizubehalten, solange 
nicht besondere Umstände eine'Abweichung erfordern» Solche 
besonderen Umstände sind in jenem Falle nicht schon darin 
gesehen worden, daß die Möglichkeit bestanden hätte, den 
Scheck der örtlichen Eeiehsbanksteile zum Diskont vorzule­
gen, weil auch im Falle eines Ankaufs das Eisiko nicht 
endgültig auf die. Beiehsbank übergegangen wäre, diese viel­
mehr in jedem Falle ihren seheckrechtlichen Begressanspruch 
behalten hätte» Solche besonderen Umstände hat der Beklagte 
im vorliegenden Falle mit dem unter Zeugenbeweis gestell­
ten Vortrag behauptet, alle B ^ M B H P  Bankinstitute hätten 
in den letzten’Kriegswoehen die auf auswärtige Stellen 
einer. Großbank gezogenen Schecks unmittelbar mit der Ber­
liner Zentrale der Großbank abgerechnet * Diesen Beweisan­
tritt hat das Berufungsgericht nicht, wie die Bevision meint
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übergangen, der'Zusammenhang ergibt vielmehr, daß es ihn 
als- richtig unterstellt hat.. Es-meint aber (S 9)? die Wei­
tergabe des Schecks an die Zentrale der Commerzbank hätte 
auch nur zum Zweck der Einziehung erfolgen können, denn 
auch diese Zentrale hätte den Scheck nach WeJfllBHHfe über­
senden müssen und hätte die Verfügung über den Gegenwert 
auch erst durch tatsächliche Zahlung oder Gutschrift er­
halten* her Zusammenhang der■weiteren Ausführungen des 
Berufungsgerichts ergibt-* daß es den Nachweis nicht als 
geführt ansieht, daß der.Scheck bei Einreichung an die 
Berliner Centrale der- Commerzbank noch rechtzeitig in 
Wernigerode angelangt wäre, also dem Beklagten nicht wie­
der hätte belastet werden können* Damit erlegt das Beru­
fungsgericht dem Beklagten die Beweis last hierfür auf, und 
darin kann ihm nicht gefolgt werden»

Es muß für die Revisionsinstanz als richtig unter­
stellt werden, daß die Berliner Bankinstitute das vom Be­
klagten behauptete Verfahren für Schecks dieser Art deshalb 
eingeführt hatten, weil es nach den Erfahrungen eine grös­
sere Sicherheit bot als die früher übliche Benutzung der 
Gironetze der jeweils mit dem Einzug beauftragten Banken.- 
War das der Ball, so mußte es auch der Klägerin bekannt 
sein.. Sie mußte dann von der Weiterbenutzung ihres eigenen 
Gironetzes auch dann absehen, wenn sich dabei bis dahin 
keine Schwierigkeiten ergeben hatten» Das von ihr angewen­
dete Verfahren wäre dann schuldhaft, und der Beklagte hät­
te den ihm obliegenden Beweis für die Ursächlichkeit dieses 
schuldhaften Verhaltens der Klägerin dadurch erbracht, daß 
der Scheck auf diesem Wege unstreitig die entscheidende 
Verzögerung erlitten hatDaraus ergäbe sich dann die Ver­
pflichtung der Klägerin, ihm den entstandenen Schaden da­
durch zu ersetzen, daß sie von der Rückbeiastung des Schecks 
absähe * Es bliebe ihr die Möglichkeit des Einwandes offen,
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daß sie im konkreten Falle aus besonderen Gründen kein 
Verschulden getroffen habe, obwohl sie von der Übung der 
anderen Banken abwich..

Aus diesen Gründen konnte es nicht dahingestellt 
bleibenj ob die BdflHMHP Banken die vom Beklagten behaup­
tete Gewohnheit hatten0 Da das. Urteil des Berufungsgerichts 
im Ergebnis auf dieser Unterstellung und der damit vertun, 
denen rechtsirrtümliehen Beurteilung der Beweislast be­
ruht, so mußte es aufgehoben werden. Die Sache ist auch 
nicht spruchreif,, sie muß-vielmehr zur anderweiten Ver­
handlung und Entscheidung-ah' das Berufungsgericht zurück- 
verwiesen -.werden» ■ ■ /

IIo Bei der gebotenen erneuten Verhandlung wird hiernach 
in erster Linie zu prüfen sein, ob zu der Zeit, als die 
Klägerin den Scheck erhielt, die von dem Beklagten Behaup­
tete Übung bei den B ^ H H B i Banken bestanden hat. Es mag 
zweifelhaft sein, ob diese Feststellung Gegenstand des 
vom Beklagten angetretenen Zeugenbeweises sein kann oder 
ob es ah dessen Stelle oder daneben der Einholung eines 
Gutachtens bedürfen wird, sei es von einem vom Gericht 
ausznwählenden Sachverständigen,; sei es von einer dazu 
berufenen amtlichen oder, sonstigen Stelle,

1, Kommt das Berufungsgericht zu dem Ergebnis, daß 
eine solche Gewohnheit der Banken nicht bestand, so kann 
ein Verschulden der Klägerin nicht schon darin gesehen 
werden, daß sie den Scheck nicht an die Berliner Zentrale 
der Commerzbank weitergegeben hat» In diesem Falle mögen 
für,die endgültige Entscheidung folgende Erwägungen zu 
beachten sein? l

a). . Der Beklagte macht; der Klägerin den Vorwurf einer 
Sorgfaltsverletzung auch deshalb, weil sie nach der fei-



tergabe des Schecks dessen weiteren Weg nicht durch Nach­
fragen verfolgt habe. Es mag dahingestellt bleiben, ob 
eine andere Handhabung? wie das Berufungsgericht (S 11) 
meint, schon deshalb nicht möglich war, weil es sich bei 
Inkassoaufträgen um Massengeschäfte handelt. Der Beklagte 
berücksichtigt bei seinen Ausführungen, auch in der Revi­
sionsbegründung, nicht den banküblichen Ablauf dieser Ge­
schäfte, Wenn die mit dem Inkasso beauftragte Bank dem 
Einreicher die Gutschrift mit Vorbehalt des Eingangs er­
teilt den Scheck an eine andere Bank weiter gegeben und. 
deren Konto belastet hat, so ist für sie das Geschäft un­
ter normalen Umständen abgeschlossen. Sie erhält weder 
eine Nachricht von der weiteren Behandlung noch von der 
Einlösung des Schecks und hat weder eine Möglichkeit noch 
eine Veranlassung, den bei der Gutschrift gemachten Vor­
behalt zu irgendeinem Zeitpunkt zu streichen oder die 
vorläufige Gutschrift durch eine endgültige zu ersetzen. 
Eine Nachricht erhält sie nur dann, wenn der Scheck nicht 
eingelöst wird. Gerade dann, w-enn sie nichts hört, kann 
die Bank deshalb davon ausgehen, daß alles ohne Hindernis 
läuft'? sie hat schon aus diesem Grunde keinen Anlaß zu 
einer Rückfrage, Hätte die Klägerin hier etwa eine An­
frage an die Deutsche Girozentrale gerichtet, so hätte 
sie von dieser keine andere Antwort erhalten können, als 
daß der Scheck weitergegeben und daß- keine Nachricht über 
.eine Nichteinlösung eingegangen sei. Auch wenn die Kläge­
rin bei der Mitteldeutschen Landesbank in H a ^ | H |  wei­
ter nachgefragt hätte, war von dort nur entweder ein-e 
gleichartige Antwort zu erwarten oder umgekehrt die, 
daß der Scheck dort noch nicht eingegangen sei. Es ist 
nichts dafür dargetan, was in diesem Falle hätte gesche­
hen können. Die unter Saehverständigenbeweis gestellte 
Behauptung des Beklagten, es hätte dann noch genügend 
Zeit zur Verfügung gestanden, um die Gutschrift des Sehec*-:



durch direkte Benachrichtigung der Zentrale der Gammerz- 
bank oder ihrer Filiale in und der Rüstungs-
kontor GmbH zu veranlassen, kann nicht als ausreichend 
betrachtet werden„ 'Weder die Zentrale noch die Filiale 
der Commerzbank hätten ohne Vorlegung des Schecks eine 
endgültige Gutschrift erteilen können« Das Rüstungskontor 
hätte allenfalls den Scheck sperren und einen neuen Scheck 
aussteilen oder eine Überweisung veranlassen können, aber 
es fehlt an jedem Anhaltspunkt dafür, daß ein solcher 
neuer Scheck oder eine Überweisung so rechtzeitig hätten 
auf den Weg gebracht werden können, daß sie zu einer end­
gültigen Befriedigung des Beklagten führten.,

b) Bie Klageforderung enthält eine bis zum 31. Dezem­
ber 1952 kontokorren-tmäßig berechnete Zinsenlast: es wer­
den als lebenforderung auch hierauf Zinsen seit. 1, Januar 
1953 gefordert0 Diese Forderung setzt ein weiterlaufendes 
Kontokorrentverhältnis voraus {§ 355 Abs 1 HGB)', und ein 
solches konnte sinngemäß nur solange bestehen, als die 
Klägerin mit dem Beklagten Bankgeschäfte tätigen konnte.
Es bedarf keiner Prüfung, wie zu entscheiden wäre, wenn 
das KontokorrentVerhältnis in anderer Weise geendigt hätte, 
als durch die Stillegung der Klägerin. Diese Stillegung 
beruhte auf einer Verfügung von hoher Hand, Die Klägerin 
ist dadurch jedenfalls vorerst unfähig geworden, die lau­
fende Geschäftsverbindung' fortzusetzen und dem Beklagten 
oder anderen Kunden ihre bankmäßigen Dienste zur Verfügung
zu stellen. Wie der 11"Zivilsenat im- Urteil vom 21, Okto.
ber 1955 (I ZR 187/5:3V LindMöhr Br 11 zu § 355 HGB) unter 
Hinweis auf Schrifttum und Rechtsprechung zutreffend aus­
geführt hat, endete damit das zwischen den Parteien beste-' 
hende Kontokorrentverhältnis und das nur auf § 355 Abs 1 
HGB beruhende Recht zur Forderung von Zinseszinsen« .

Es wird zunächst der genauen Feststellung.bedürfen,
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an welchem Sage der Geschäftsbetrieb der Klägerin ge­
schlossen worden ist„ Bis dahin können die Zinsen nach 
dem früheren Verfahren für die Zeit seit li Januar 1945 
berechnet werden. Auf die sich für den Tag der Schlies­
sung ergebende Schuldsumme kann die Klägerin die ihr 
nach dem Gesetz zustehenden Zinsen fordern-e Soweit diese 
Zinsen als Verzugszinsen gefordert werden, wird es der 
Feststellung bedürfen.,: wann und wodurch der Beklagte -in 
Verzug geraten ist.

.Die'Klägerin hat zwar zutreffend darauf hingewiesen 
daß der Beklagte.die Richtigkeit des aus dem Kontoauszug 
ersichtlichen Saldos nicht bestritten hat. Bei dieser 
Frage handelt es sich aber nicht um. die Feststellung 
einer Tatsache im Sinne des § 138 Abs 3 ZTPO.. sondern um 
die Beurteilung einer Rechtsfolge, die dem Klageanspruch 
jedenfalls zum Teil die Schlüssigkeit nimmt»

2c Stellt das Berufungsgericht dagegen fest, daß 
die vom Beklagten behauptete Gewohnheit der Banken tat­
sächlich bestanden hat , so - war die Klägerin auch grund­
sätzlich verpflichtet, sich danach zu richten« Sie kann 
ihr Verschulden nur dann ausräumen, wenn sie solche Um­
stände dartut, die es ihr im gegebenen Falle auch bei 
Anwendung der nach den damaligen Umständen erforderli­
chen Sorgfalt gleichwohl gestatten konnten, ohne Ver­
schulden von der Gewohnheit der anderen Banken abzuwei­
chen» Hierfür wird nicht die Erwägung am reichen können 
daß. auch bei Einreichung des Schecks an'die Commerzbank 
in Berlin Verzögerungen in der weiteren Erledigung mög­
lich gewesen wären. Hierbei kann erheblich werden, wie 
sich die Rechtslage gestaltet hätte, wenn der Scheck 
der Commerzbank übergeben worden wäre»

: Daß auch die Entgegennahme' eines auf eine andere



Filiale derselben Bank gezogenen Schecks nur die Annahme 
eines Inkassoauftrags sei, hat der I, Zivilsenat im Ur­
teil vom.,23= Februar 1951 (NJW 598 /599~) mindestens als 
Regel ausgesprochen. Wie■Hafermehl (in seiner Anmerkung 
hierzu und in Baumbs,G.h-Hef ermehl ? Wechselgesetz und 
Scheckgesetz 4»Auf1 Anhang 1, d nach Art 28 ScheckG) 
hervorhebt? kann sich diese Meinung nicht schlechthin 
auf die von Würdinger (MDR 19.47? .95) berufen, während 
von Godin (DRZ 1948, 286 ff und MDR 1949? 656) noch wei­
tergeht, in einem solchen Falle die Möglichkeit eines 
Inkassoauftrags schlechthin ablehnt und nur diejenige 
einer wenigstens vorläufigen Einlösung anerkennt.

Es wird .aber keiner abschließenden 'Entscheidung 
darüber bedürfen? ob die Entgegennahme eines Schecks 
durch eine nicht.bezogene Stelle der bezogenen Bank in 
der Regel oder nur ausnahmsweise den rechtlichen Charak­
ter einer Einlösung hat oder ob die von dem Beklagten
behauptete Übung der Berliner Banken entgegen der Mei-

• - -

nung des Berufungsgerichts den Inhalt hatte? daß die 
Zentrale der bezogenen Großbank die Schecks nicht zum 
Inkasso entgegennahm? sondern auch einlöste, denn es 
besteht jedenfalls darüber allseitige Übereinstimmung, 
daß auch eine solche Einlösung-keine unbedingte ist? 
sondern unter dem in Abschnitt 41 AGB vorgesehenen Vor­
behalt des Eingangs s.teht. Hat also der Aussteller nicht 
-das dem Scheckbetrag entsprechende Guthaben? so ist die 
Bank, mag sie den Scheck zur Einziehung oder zwecks 
Einlösung entgegengenommen haben? zur Rückbelastung auf 
dem Konto desjenigen berechtigt? der ihr den Scheck ein­
gereicht hat. Diese Rückbelastung wirkt weiter bis zu dem 
Konto des Inhabers? der- den Scheck zuerst einer Bank zur- 
Einziehung übergeben hat? hier also bis zu dem streiti­
gen Konto des Beklagten bei der Klägerin,



Die Besonderheit; aller .derjenigen Bälle , die seit 
dem Zusammenbruch die Gerichte beschäftigt haben, liegt 
nun darin, daß der Aussteller (meist eine Dienststelle 
des Reichs) das■Guthaben, im Augenblick, der Einreichung 
des Schecks noch; hatte, daß es aber in dem Augenblick 
nicht mehr bestand .oder nicht mehr zur Einlösung verfüg­
bar war,, als der .Scheck bei der kontoführenden Stelle ein­
traf, Es .bedarf deshalb der Klarstellung, welche rechtli­
che Wirkung'die-in dieser Zwischenzeit eingetretenen Ver­
änderungen habenc Eben darin weichen die Stellungnahmen 
des Schrifttums erheblich von einander ab» Würdinger (MDR 
1947, 95) gibt der "anderen'Niederlassung» der Bank 
schlechthin das Recht zur Stornierung der Gutschrift, 
wenn der Scheck bei der nachträglichen Prüfung durch die 
bezogene Niederlassung nicht eingelöst wird» Nach dem Zu­
sammenhang ist damit gerade auch der hier in Rede stehen­
de Fall getroffen, daß der Grund der Nichteinlösung in 
der zwischen vorläufiger und endgültiger Einlösung einge­
tretenen Sperre des Kontos liegt, Hefermehl (NJW 1951?
•598) macht das Recht zur Stornierung zunächst davon ab­
hängig,,-haß der Scheck sich als ungedeckt oder unecht er­
weist, Auch er sieht aber in dem Eingang und der Prüfung 
des Schecks bei der bezogenen Niederlassung die Bedingung, 
die bei der.Gutschrift Vorbehalten.war% er gibt das Recht 
zur Stornierung dann, wenn das Konto des Ausstellers vor 
Eintritt dieser-Bedingung gesperrt worden war. Im Ergeb­
nis tritt also auch.er der Auffassung des I, Zivilsenats 
bei, daß.das Risiko einer solchen inzwischen eingetretenen 
Sperre nicht bei der. Bank liegt., sondern bei dem einrei­
chenden Kunden,

Hier ist von. Godin (insbesondere DRZ 1948, 286 ^>89/) 
grundsätzlich anderer. Auffassung» Er rechnet dieses Risiko 
zu dem internen Transportrisiko der Bank, das den Kunden 
nicht berühre, weil der eingelöste ordnungsmäßige Scheck



habe verloren gehen können, ohne daß irgend jemand da­
durch Schaden erlitten hätte. Aus der von ihm für diese 
Meinung gegebenen Begründung ergibt; sich jedoch mit vol­
ler Deutlichkeit, daß er dabei von einer Zeit mit norma­
len Verkehrsverhältnissen ausgeht. Es mag seiner Ansicht 
dann zu folgen sein* falls wirklich, 'wie er schreibt, die 
"andere" Niederlassung der bezogenen Bank den Scheck erst 
dann entgegennimmt, wenn sie sich durch telefonische 
Rückfrage bei der bezogenen Niederlassung wenigstens 
über die Deckung durch das Guthaben vergewissert hat.. 
Dasselbe mag in dem Falle gelten (MDR 1949, 656 /658/), 
daß die bezogene Niederlassung von der vorläufigen Einlö­
sung und Gutschrift telefonisch oder telegrafisch benach­
richtigt wird. In beiden Fällen ergibt sich für die bezo­
gene Niederlassung die Möglichkeit und die Verpflichtung, 
das Konto des Ausstellers sofort mit dem Scheckbetrage 
zu belasten mit dem Vorbehalt einer Stornierung dieser 
Belastung für den Fall, daß sieh der Scheck als unecht 
erweisen sollte. Eine solche- Belastung würde dann auch 
nicht dadurch berührt werden, daß das Guthaben des Aus­
stellers in der Zwischenzeit vermindert oder gesperrt

’ ip\
wird.

Diese Auffassung kann jedoch dann nicht als zutref­
fend anerkannt werden, wenn die zu ihrer Begründung ange­
führten tatsächlichen. Voraussetzungen nicht erfüllt sind, 
wenn also die bezogene Niederlassung weder.vor Erteilung 
der vorläufigen Gutschrift befragt noch nachträglich vor 
dem Wegfall der Deckung - hier vor Eintritt der Sperre - 
benachrichtigt worden 1st und werden konnte. Ob und in­
wieweit diese Voraussetzungen damals gegeben waren und 
wie sich mit Rücksicht hierauf der Einziehungsverkehr 
für derartige Schecks damals gestaltet und abgewiekelt
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hat 5 wird gegebenenfalls weiterer Erörterung bedürfen»

Da der Rechtsstreit nicht zur Endentscheidung reif 
ist, so war dem Berufungsgericht auch die Entscheidung 
über die Kosten der Revision zu überlassen»

Br c Delbrück Br»Haidinger Br,Bischer Br»Nörr Br„Ha
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